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Anwendungshinweise


Die bei Übungsaufgaben jeweils in Klammern angegebene Punktzahl dient zur Orientierung bei der Klausurvorbereitung.


Der Kalkulationsansatz bei der Punktevergabe ist wie folgt:


1 Minute Bearbeitungszeit [image: ] 1 Punkt


Bei einer Klausurdauer von beispielsweise 60, 90 oder 120 Minuten können somit 60, 90 oder 120 Punkte erreicht werden. Es ist davon auszugehen, dass in einer Klausur einzelne Aufgaben aus mehreren Bereichen geprüft werden.


Zur Prüfungsvorbereitung wird empfohlen, zunächst die Aufgaben in Teil 1 (Aufgaben 1-13 Hierl, Aufgaben 14-20 Weichand) eigenständig zu bearbeiten. Durch einen Abgleich mit den Lösungshinweisen in Teil 2 können vorhandene Lücken identifiziert werden. In Teil 3 ist eine Probe-Klausur zur Orientierung enthalten, die zugehörigen Lösungshinweise finden sich in Teil 4.


Prüfen Sie, ob die §§ 290-315a HGB sowie die §§ 11-15 PublG einer Klausur in gedruckter Form beigelegt werden (jeweils zum Rechtsstand, der in den Lehrveranstaltungen verwendet wurde).


Wie auch die meisten anderen deutschen Gesetze und Verordnungen können das Handelsgesetzbuch und das Publikationsgesetz über die vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, dem Kompetenzzentrum Rechtsinformationssystem des Bundes sowie der juris GmbH gemeinsam verantwortete Homepage www.gesetze-im-internet.de kostenlos in ihrer jeweils geltenden Fassung abgerufen werden.


Exkurse dienen der weiterführenden Information, daher sind diese für eine Erreichung der vollen Punktzahl nicht erforderlich.





Abkürzungsverzeichnis





	AG

	= Aktiengesellschaft (eine KapGes)





	AV

	= Anlagevermögen





	BBK

	= Buchführung Bilanzierung Kostenrechnung





	BilMOG

	= Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz





	BST

	= Bilanzstichtag





	CHF

	= Schweizer Franken (Währung)





	CoGS

	= Cost of Goods Sold (Herstellungskosten)





	DRS

	= Deutscher Rechnungslegungs Standard





	DRSC

	= Deutsches Rechnungslegungs Standards Committee





	EA

	= Einzelabschluss





	EK

	= Eigenkapital





	EUR/€

	= Euro (Währung)





	GmbH

	= Gesellschaft mit beschränkter Haftung (eine KapGes)





	GoF

	= Geschäfts- oder Firmenwert





	GuV

	= Gewinn- und Verlustrechnung





	HB

	= Handelsbilanz





	HGB

	= Handelsgesetzbuch





	IAS

	= International Accounting Standards





	i. d. R.

	= in der Regel (üblicher Sachverhalt)





	IFRS

	= International Financial Reporting Standards





	KA

	= Konzernabschluss





	KapGes

	= Kapitalgesellschaft





	
KG

	= Kommanditgesellschaft (eine PersGes)





	KGaA

	= Kommanditgesellschaft auf Aktien (eine KapGes)





	KU

	= Konzernunternehmen





	LB

	= Lagebericht





	Mio.

	= Million(en)





	MU

	= Mutterunternehmen





	OHG

	= Offene Handelsgesellschaft (eine PersGes)





	PersGes

	= Personengesellschaft





	PP

	= Prozentpunkt(e)





	PublG

	= Publizitätsgesetz





	RL

	= Rechnungslegung





	Sog.

	= Sogenannt(e)





	TU

	= Tochterunternehmen





	UN

	= Unternehmen





	USD

	= US-Dollar (Währung)





	UV

	= Umlaufvermögen





	Verb. UN

	= Verbundene Unternehmen





	VG

	= Vermögensgegenstände










Teil 1: Aufgaben





A 1: Definition und Charakteristika Konzern (8 P.)







	Neben Aktiengesellschaften können auch andere Kapitalgesellschaften (z. B. GmbH, KGaA) sowie Personengesellschaften und Vereine Konzernstrukturen bilden. Allerdings findet sich lediglich im Aktiengesetz ein expliziter Hinweis, was unter dem Begriff Konzern zu verstehen ist. Führen Sie die Gesetzesfundstelle an. (2 P.)


	Ein Konzernverbund ist lediglich ein fiktives Gebilde. Was bedeutet das im Hinblick auf seine Rechtspersönlichkeit, seine Organe und seine Anteilseigner? (3 P.)


	Ist ein Konzern insolvenzfähig? Begründen Sie kurz. (3 P.)








A 2: Aufstellung Konzernabschluss (34 P.)







	Welche Unternehmen unterliegen gemäß § 290 Abs. 1 HGB der Verpflichtung zur Erstellung eines Konzernabschlusses? Nennen Sie drei von vier kumulativ zu erfüllenden Voraussetzungen. (3 P.)


	Wann besteht ein „beherrschender Einfluss" (sog. Control-Prinzip)? Nennen Sie drei Beispiele. (3 P.)


	Unter welchen Voraussetzungen kann sich ein MU von einer Konzernabschlussverpflichtung befreien? Nennen Sie drei Voraussetzungen beziehungsweise Möglichkeiten. (3 P.)


	Führen Sie drei Tatbestände an, die dazu führen, dass ein TU nicht in den KA eines MU einbezogen werden braucht. (3 P.)


	Was besagt das sog. „Tannenbaumprinzip"? (3 P.)


	
Was ist unter dem sog. „Weltabschlussprinzip" (vgl. § 294 HGB) zu verstehen? (2 P.)


	Neben KapGes (unter bestimmten Voraussetzungen) können auch weitere Unternehmen (z. B. Vereine oder PersGes wie eine KG, GbR oder OHG) einer Konzernabschlussverpflichtung unterliegen. Führen Sie die fünf kumulativ zu erfüllenden Voraussetzungen gemäß § 11 Abs. 1 PublG an. (5 P.)


	Gemäß § 13 Abs. 2 PublG gelten für den Konzernabschluss einer Nicht-Kapitalgesellschaft die Regelungen der §§ 294 bis 314 HGB sinngemäß. Nur das sog. „Bruttoprinzip" des § 293 Abs. 1 Nr. 1 HGB ist nicht anwendbar. Was bedeutet das konkret in der Unternehmenspraxis? (4 P.)


	Subsumieren Sie aus den §§ 290-315a HGB, welche Unternehmensgruppen im Grundsatz in einen Konzernabschluss einbezogen werden können. Benennen Sie auch kurz, mit Hilfe welcher Konsolidierungsmethodik der Einbezug jeweils erfolgt. (8 P.)







A 3: Beherrschender Einfluss (12 P.)







	Skizzieren Sie kurz an einem selbst gewählten Beispiel den Unterschied zwischen einem mittelbaren und einem unmittelbaren beherrschenden Einfluss. (3 P.)


	Die A-AG hält an der B-AG 70 % der Stimmrechte. Die B-AG wiederum ist an der C-AG mit 60 % beteiligt. Ein Kollege stellt die These auf, dass die C-AG nicht in den KA der A-AG einbezogen werden braucht, weil die A-AG nach mathematischen Berechnungen nur über 70 % x 60 % = 42 % der Stimmrechte verfügt. Was meinen Sie? (4 P.)


	
Gegeben ist die nachfolgende Konzernstruktur mit den jeweiligen Stimmrechtsanteilen. Es ist zusätzlich bekannt, dass sich die C-AG dauerhaft per Vertrag zu einer Stimmrechtsabtretung verpflichtet hat und daher 8 PP der Stimmrechte an der E-AG nicht ausüben darf und die A-AG mit der F-AG einen Beherrschungsvertrag abgeschlossen hat, mit dem alle Leitungsrechte an die A-AG abgetreten werden. Begründen Sie kurz, welche Unternehmen von der A-AG im Sinne von § 290 Abs. 2 bis 4 HGB beherrscht werden. (5 P.)





[image: ]





A 4: Konzernabschlussverpflichtung (66 P.)







	Begründen Sie jeweils kurz, ob in den nachfolgenden Fällen die Aufstellung eines Konzernabschlusses nach HGB beziehungsweise nach PublG notwendig wird. (21 P.)



	Die A-AG mit Sitz auf den Cayman Islands verfügt über 77% der Stimmrechte an der inländischen B-AG.


	Die A-OHG mit Sitz in Istanbul (Türkei) verfügt über 77% der Stimmrechte an der inländischen B-OHG.


	Die A-AG mit Sitz in Hannover verfügt über 77% der Stimmrechte an der B-AG mit Sitz in Paris (Frankreich). Die Größenkriterien nach § 293 HGB werden überschritten.


	
Die A-KG mit Niederlassung in Berlin (der Firmenhauptsitz ist in London) verfügt über 85% der Stimmrechte an der inländischen B-GmbH.


	Die A-AG (Sitz: Bonn) hatte bislang kein TU. Dann erfolgt ein Kauf von 51% der Stimmenanteile an der B-AG (Sitz: Hamburg) aus spekulativen Gründen.


	Die A-AG und das einzige TU B-AG (Sitz ist bei beiden in Deutschland) unterschreiten die Größenkriterien der Bruttomethode nach § 293 Abs. 1 Nr. 1 HGB. Darüber hinaus ist bekannt, dass das MU A-AG börsennotiert ist.


	Die A-AG und das einzige TU B-AG (Sitz ist bei beiden in Deutschland) unterschreiten die Größenkriterien der Bruttomethode nach § 293 Abs. 1 Nr. 1 HGB. Des Weiteren ist bekannt, dass das TU B-AG eine Anleihe begeben hat, die am deutschen Rentenmarkt gehandelt wird.








	Begründen Sie kurz, ob im nachfolgenden Fall die B-GmbH in den Konzernabschluss der A-AG einbezogen werden muss. Die A-AG mit Sitz in Heilbronn verfügt auf Grund eines spekulativen Aktiengeschäfts kurzfristig über 55% der Anteile und Stimmrechte an der B-GmbH (Sitz in Paris). (3 P.)


	Die Mutter-AG und die Tochter-AG weisen die Plandaten der folgenden Tabelle auf. Ende 2015 bestand keine Pflicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses. Prüfen Sie, ob und wann unter Anwendung der Bruttomethode ein Konzernabschluss voraussichtlich aufzustellen sein wird. Die Bilanzsumme und die Umsatzerlöse sind in Millionen Euro angegeben und beziehen sich jeweils zum Stand Ende des Geschäftsjahres. (9 P.)




	
Einzelabschlüsse

	Mutterunternehmen

	Tochterunternehrnen





	

	

	2017

	2018

	2016

	2017

	2018





	

	18,00

	20,00

	22,00

	3,50

	4,50

	5,50





	Jahresumsatz

	30,00

	33,00

	36,00

	6,00

	12,00

	18,00





	Anzahl Arbeitnehmer

	200

	210

	220

	40

	55

	75










	Angenommen ein Mutterunternehmen in der Rechtsform einer GmbH ist ab dem Geschäftsjahr 2018 zur Erstellung eines Konzernabschlusses verpflichtet (wie auch bereits im Vorjahr werden mindestens zwei relevante Größenkriterien überschritten). Ab welchem Geschäftsjahr kann frühestens eine Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung eines Konzernjahresabschlusses erfolgen? (3 P.)


	Während die Werte für die Bilanzsumme und die Umsatzerlöse zwischen Brutto- und Nettomethode abweichen (vgl. § 293 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 HGB), stimmt die Mitarbeiter-Anzahl mit 250 überein. Ist dem Gesetzgeber hier ein Fehler unterlaufen, die Werte müssten doch abweichen, oder? (3 P.)


	Ein Konzernmutterunternehmen in der Rechtsform einer OHG unterschritt bis einschließlich dem Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2015 alle drei Größenkriterien des § 11 Abs. 1 PublG. Nachfolgend wird die prognostizierte weitere Entwicklung im Konzernverbund skizziert. Führen Sie (ohne Begründung) alle Jahre an, in denen ein Konzernabschluss erstellt werden muss (wenn die Entwicklung so eintritt). Welche Handlungsempfehlung würden Sie geben? (7 P.)




	

	Bilanzsumme

	Jahresumsatz

	Mitarbeiter





	2016

	64 Mio.

	131 Mio.

	4900





	2017

	66 Mio.

	135 Mio.

	4950





	2018

	64 Mio.

	138 Mio.

	5010





	2019

	64 Mio.

	140 Mio.

	4999





	2020

	68 Mio.

	145 Mio.

	5050





	2021

	70 Mio.

	150 Mio.

	5100





	2022

	6 4 Mio.

	131 Mio.

	5005










	Eine Kapitalgesellschaft überschritt bis Ende 2015 keines der Größenkriterien nach § 293 Abs. 1 HGB. Für die weiteren Jahre 2016 - 2025 ist nachfolgend gegeben, wie viele Größenkriterien jeweils überschritten werden. Für welche Geschäftsjahre muss ein Konzernabschluss erstellt werden, d.h. wann ist eine größenabhängige Befreiung nicht mehr möglich? Begründen Sie kurz zusammenfassend. Gehen Sie davon aus, dass keine anderweitigen Befreiungstatbestände vorliegen. (10 P.)




	2016

	2





	2017

	3





	2018

	1





	2019

	1





	2020

	3





	2021

	1





	2022

	2





	2023

	2





	2024

	1





	2025

	1










	Eine PersGes überschritt bis zum Jahr 2015 keines der drei Größenkriterien nach § 11 Abs. 1 PublG. Für die weiteren Jahre 2016 bis 2025 ist nachfolgend angegeben, wie viele Größenkriterien jeweils überschritten werden. Für welche Geschäftsjahre muss ein KA erstellt werden, d.h. ist eine größenabhängige Befreiung nicht mehr möglich? Begründen Sie kurz zusammenfassend. Gehen Sie davon aus, dass keine anderweitigen Befreiungstatbestände vorliegen. (10 P.)




	2016

	2





	2017

	3





	2018

	1





	2019

	1





	2020

	3





	2021

	1





	2022

	2





	2023

	2





	2024

	1





	2025

	1
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